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Ab diesem Datum haben Werkun-
ternehmer die Möglichkeit, ihre 
durch Ein- und Ausbaukosten ent-
standenen Schäden bei ihrem Lie-
feranten geltend zu machen. Dieser 
kann nach § 445a (neu) BGB ggf. 
wiederum den Hersteller in An-
spruch nehmen. Die Erstattungs-
pflicht trifft den Lieferanten bzw. 
den Hersteller unabhängig davon, 
ob der Auftraggeber des Werkun-
ternehmers Verbraucher, ein ande-
rer Unternehmer oder die öffentli-
che Hand ist.

Besonders relevant werden die-
se Regelungen auf dem Bau. Dort 
sind nicht nur im klassischen Sinne 
„eingebaute“, sondern auch in ähn-
licher Weise „angebrachte“ Sachen 
erfasst, wie z.B. Wandfarbe oder 
Fliesen.

Der Anspruch richtet sich auf Kos-
tenerstattung. Der Lieferant bzw. 
Hersteller ist nicht berechtigt zu 

versuchen, diese durch Selbstvor-
nahme zu minimieren.

Grenzen des Erstattungsanspruchs

Der Vollständigkeit halber sei dar-
auf hingewiesen, dass der Gesetz-
geber dem Erstattungsanspruch 
Grenzen gesetzt hat, um eine völlig 
unverhältnismäßige Belastung zu 
vermeiden.

Zu erstatten sind daher nur Auf-
wendungen, die „erforderlich“ 
waren. Als solche gelten Aufwen-
dungen, die ein „vernünftiger, wirt-
schaftlich denkender Auftraggeber 
aufgrund sachkundiger Beratung 
oder Feststellung für eine vertret-
bare, d. h. geeignete und Erfolg ver-
sprechende Maßnahme zur Män-
gelbeseitigung erbringen konnte 
und musste“.[1]
§ 439 Abs. IV (neu) BGB sieht wei-
terhin vor, dass der betroffene 
Lieferant beim Verkauf an einen 

Unternehmer den Ersatz der Auf-
wendungen vollständig verweigern 
kann, wenn sowohl die Nachliefe-
rung als auch die Nachbesserung 
einschließlich der Aufwendungen 
für Ein- und Ausbaukosten mit un-
verhältnismäßigen Kosten einher-
gehen.

Beim Verkauf an Verbraucher gilt 
dieses Weigerungsrecht nach § 475 
Abs. IV (neu) BGB allerdings nur ein-
geschränkt. Führen sowohl Nach-
lieferung als auch Nachbesserung 
samt Aufwendungsersatz jeweils 
für sich genommen zu unverhält-
nismäßigen Kosten, kann der Ver-
käufer dort den Aufwendungser-
satz nur auf einen angemessenen 
Betrag beschränken, nicht aber voll-
ständig verweigern.

Regress beim Vorlieferanten oder 
Hersteller?

Da die Regelungen für Geschäfte 

Besonders relevant sind diese Änderungen für den Bau. 

Warum Lieferanten ihre AGB 
anpassen sollten
Nach aktueller Rechtslage haften Werkunternehmer ihren Auftraggebern im Falle eines Mangels für im Rahmen der Man-
gelbeseitigung entstehende Ein-und Ausbaukosten. Sie können diese aber meist nicht an ihre Lieferanten weiterreichen, 
weil sie selbst als Unternehmer nicht von den Regressmöglichkeiten beim Verbrauchsgüterkauf profitieren. Zum 1. Januar 
2018 ändert sich dies.
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Liefern. Rechnung stellen. Warten. Ausfall der Versicherung melden. Schaden zahlung buchen. 
Liefern . . . Wenn der Kunde nicht bezahlt, zahlt der Kreditversicherer. Stimmt. Tun wir. Das ver-
sichern wir Ihnen. Aber wir können noch mehr. Aktives Risiko management. Wir kennen Ihre Risiken. 
Ihre Märkte im In- und Ausland. Ihre Branche. Ihre Kunden. Geschäfte sicher entwickeln. Ausfälle 
vermeiden. Wachstum sichern. Das ist unser Job. Viel mehr als versichern.
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mit Verbrauchern verpflichtend 
sind, nicht aber für solche mit Un-
ternehmern, können sie im B2B-
Geschäft jedenfalls einzelvertrag-
lich abbedungen werden. Sind im 
Verhältnis mit dem Hersteller oder 
einem Vorlieferanten in der Liefer-
kette entsprechende Regelungen 
getroffen, bleibt der Händler auf 
seinem Schaden sitzen. In welchem 
Umfange dies durch Allgemeine 
Geschäftsbedingungen möglich 
ist, hat der Gesetzgeber ausdrück-
lich offengelassen. Die Gesetzesbe-
gründung spricht insoweit nur von 
einer Schutzwürdigkeit von Hand-
werkern und Bauunternehmern 
bei der Verwendung von AGB durch 
ihren Lieferanten[2]. Wie weit der 
gesetzliche Schutz letztlich reicht, 
wird die Rechtsprechung zu klären 
haben.

Für betroffene Lieferanten gilt da-
her zunächst der Rat, vorsorglich 
einen Ausschluss gegenüber Un-
ternehmern in ihre eigenen Ver-

kaufs-AGB aufzunehmen und eine 
Abwehrklausel in ihre Einkaufsbe-
dingungen zu integrieren, um et-
waige Ausschlussregelungen ihrer 
Vorlieferanten vorsorglich außer 
Kraft zu setzen.

[1] BT-Drs. 18/11437, S. 40, mit Ver-
weis auf BGH, Urteil vom 31. Januar 
1991 - VII ZR 63/90

[2] BT-Drs. 18/8486, S. 36, und 
18/11437, S. 39
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